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Anlass: 

 Mitteilung der Verwal-
tung 

    

      
 Beantwortung von An-

fragen 
aus früheren Sitzungen  

 Beantwortung einer An-
frage  
nach § 4 der Geschäfts-
ordnung 

Stellungnahme zu ei-
nem 
Antrag nach § 3 der 
Geschäftsordnung 

 
 
 
Vorgehensweise Abriss ehemaliges Stadtsparkassengebäude ( Halbjahresbericht 
I/2009) 
 
Ursprünglicher Beschlusstext: 
 
 
Die Verwaltung wird gebeten, 
 

1. darzustellen, aus welchen Gründen sich der Abriß weiterhin verzögert, 
2. auf die für den Abriss Verantwortlichen mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln 

einzuwirken, dass sowohl die Anwohnerinnen und Anwohner als auch die Ge-
schäftsinhaberinnen und Geschäftsinhaber rechtzeitig über die durchzuführenden 
Maßnahmen in Kenntnis gesetzt werden, 

3. zu überprüfen, ob alle Möglichkeiten bedacht wurden, um die in der letzten Zeit 
sehr lärmemissionsträchtigen nächtlich durchgeführten Abbrucharbeiten nicht auch 
zu einer anderen Tageszeit stattfinden zu lassen. 

 
Auf die Stellungnahme der Verwaltung wird verwiesen. Die Aufrechterhaltung des Antra-
ges wird kontrovers diskutiert. Nr. 2 wird schließlich wie folgt geändert: 
 
Beschluss 
 
 

2. Die Verwaltung wird gebeten, auf die für den Abriss Verantwortlichen mit allen ihr 
zur Verfügung stehenden Mitteln einzuwirken, dass sowohl die Anwohnerinnen und 
Anwohner als auch die Geschäftsinhaberinnen und Geschäftsinhaber rechtzeitig 



 2
und optimal über die sie beeinträchtigenden Maßnahmen in Kenntnis gesetzt wer-
den.  

 
Abstimmungsergebnis: 
 
 
Punkte 1 und 3 sind durch die Stellungnahme der Verwaltung erledigt. Punkt 2 wird geän-
dert einstimmig beschlossen. 
 
 
 
Halbjahresbericht der Verwaltung: 
 
 
Der Abriss ist zwischenzeitlich vollzogen. Es kam bei den Abrissarbeiten zu keinen be-
kannten weiteren Beeinträchtigungen der Anwohner und Anwohnerinnen sowie der Ge-
schäftsinhaber und Geschäftsinhaberinnen. Der Beschluss ist damit erledigt. 
 
 
  
 


